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Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger und BerufungsklÃ¤ger (im Folgenden: KlÃ¤ger) begehrt vom Beklagten
und Berufungsgegner (im Folgenden: Beklagter) die Bewilligung des Regelbedarfs
bei den Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) fÃ¼r den Zeitraum von September 2015 bis Februar
2016.

Der 1953 geborene KlÃ¤ger war seit 2004 EigentÃ¼mer eines ehemaligen
Ritterguts in W. im Landkreis A. Das ca.13.000 mÂ² groÃ�e GrundstÃ¼ck ist mit
einem Wohn- und baufÃ¤lligen NebengebÃ¤uden bebaut. Der KlÃ¤ger bezog seit
2005 SGB II-Leistungen. Leistungen fÃ¼r die Kosten der Unterkunft und Heizung
(KdUH) erbrachte der Beklagte seit 2013 nur noch in Form von Einmalleistungen
u.a. fÃ¼r Heizung (Propangas in Flaschen). 

Der KlÃ¤ger verfÃ¼gte nicht Ã¼ber ein eigenes Konto; er wickelte seinen
Zahlungsverkehr Ã¼ber ein Girokonto seines in D. lebenden volljÃ¤hrigen Sohns ab.
Von seinen weiteren Kindern lebten eine volljÃ¤hrige Tochter in P. im Bayerischen
Wald und zwei 2000 und 2001 geborene SÃ¶hne in I. bei ihrer Mutter. Der KlÃ¤ger
nahm sein Umgangsrecht regelmÃ¤Ã�ig wahr (14-tÃ¤gig am Wochenende,
wÃ¤hrend der Schulferien und zu weiteren Gelegenheiten). DafÃ¼r und fÃ¼r
physiotherapeutische und medizinischen Behandlungen in L. sowie an anderen
Orten Ã¼berwiegend in Bayern finanzierte der Beklagte dem KlÃ¤ger von 2011 bis
Anfang 2014 eine Bahncard100. In den letzten Jahren erfolgte der Kontakt des
KlÃ¤gers mit dem Beklagten mittels Fax und E-Mail; persÃ¶nlich sprach er nicht vor.
Bescheide lieÃ� er an die Anschrift seines Sohns nach D. schicken. 

Mit Bescheid vom 29. August 2014 bewilligte der Beklagte Leistungen in HÃ¶he des
Regelbedarfs fÃ¼r Alleinstehende fÃ¼r den Zeitraum von September 2014 bis
Februar 2015. Mit Bescheid vom 22. Oktober 2014 hob er diese Bewilligung ab dem
1. November 2014 gemÃ¤Ã� Â§ 48 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X) auf und gab zur
BegrÃ¼ndung an, der KlÃ¤ger halte sich nicht an seinem Wohnsitz auf. Das Objekt
sei unbewohnbar. Er, der Beklagte, sei daher nicht mehr zustÃ¤ndig. Der KlÃ¤ger
mÃ¶ge unverzÃ¼glich bei dem fÃ¼r seinen derzeitigen Aufenthaltsort
zustÃ¤ndigen Jobcenter einen Leistungsantrag stellen.

Dagegen legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein und wandte sich mit einem Antrag auf
GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes an das Sozialgericht Dessau-RoÃ�lau
(SG). Er wohne weiterhin in W., seinem einzigen Wohnsitz. Das SG verpflichtete den
Beklagten mit Beschluss vom 21. November 2014, dem KlÃ¤ger bis einschlieÃ�lich
Februar 2015 einstweilig Leistungen fÃ¼r den Regelbedarf zu zahlen. Es fÃ¼hrte
aus, zwar sei unklar, an welchem Ort sich der KlÃ¤ger gewÃ¶hnlich und tatsÃ¤chlich
aufhalte. Da die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit des angegangenen SGB II-
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LeistungstrÃ¤gers aber keine Anspruchsvoraussetzung mit materiell-rechtlichem
Charakter sei, mÃ¼sse der Beklagte als ggf. Ã¶rtlich unzustÃ¤ndiger TrÃ¤ger
vorlÃ¤ufig leisten.

Am 22. Februar 2015 stellte der KlÃ¤ger per E-Fax einen Fortzahlungsantrag ab
MÃ¤rz 2015. Daraufhin ordnete der Beklagte am 23. Februar 2015 einen
Hausbesuch zur PrÃ¼fung der WohnverhÃ¤ltnisse an. Nachdem der KlÃ¤ger am 24.
Februar und 11. MÃ¤rz 2015 unter seiner Wohnanschrift nicht angetroffen wurde,
bat der Beklagte ihn mit Schreiben vom 16. MÃ¤rz 2015, sich am 18. MÃ¤rz 2015 in
der Wohnung aufzuhalten, damit er sich zu entscheidungserheblichen Tatsachen
Ã¤uÃ�ern kÃ¶nne. Darauf antwortete der KlÃ¤ger mit E-Mail vom 18. MÃ¤rz 2015,
er kÃ¶nne den Termin nicht wahrnehmen, da er sich seit den Winterferien (13. bis
22. Februar 2015) wegen des Umgangs mit den minderjÃ¤hrigen SÃ¶hnen in
Bayern aufhalte. Ohne SGB II-Leistungen (u.a. fÃ¼r MÃ¤rz 2015) kÃ¶nne er die
Kosten fÃ¼r eine RÃ¼ckkehr nach W. nicht aufbringen. Im Ã�brigen wisse der
Beklagte, dass er seinen Wohnsitz (nach Bayern) verlegen wolle, gesundheitlich
beeintrÃ¤chtigt sei und regelmÃ¤Ã�iger Ã¤rztlicher und physiotherapeutischer
Behandlung bedÃ¼rfe. Seit dem Ende der Schulferien habe er physiotherapeutische
Behandlungen in Anspruch genommen und nach einer Wohnung gesucht.

Der AuÃ�endienst des Beklagten berichtete Ã¼ber die Hausbesuchsversuche am
24. Februar, 11. und 18. MÃ¤rz 2015: Das Anwesen sei von einem Bauzaun
umgeben, an dem sich ein Briefkasten befinde, der nicht beschriftet sei. Eine Klingel
sei nicht zu sehen. 

Mit Bescheid vom 18. MÃ¤rz 2015 versagte der Beklagte die Leistungen ab MÃ¤rz
2015 gemÃ¤Ã� Â§ 66 Erstes Buch Sozialgesetzbuch â�� Allgemeiner Teil (SGB I)
wegen einer Verletzung der Mitwirkungspflichten. Die Ermittlung der Situation vor
Ort sei fÃ¼r die PrÃ¼fung des Leistungsanspruchs unerlÃ¤sslich.

Dagegen fÃ¼hrte der KlÃ¤ger beim SG ein einstweiliges Rechtsschutzverfahren, in
dem er ausfÃ¼hrte, er halte sich bei seiner Tochter im Bayerischen Wald auf und
habe kein Geld fÃ¼r eine RÃ¼ckkehr an seinen Wohnsitz. Ein Hausbesuch sei nicht
erforderlich, weil der schlechte Zustand des Hauses unstreitig sei und der Beklagte
keine KdUH-Leistungen erbringe. Er wohne weiterhin in seinem Haus, in dem sich
seine gesamte Habe befinde. W. sei sein einziger Wohnsitz. Wegen des Ausbleibens
der SGB II-Leistungen sei er genÃ¶tigt, bei seiner Tochter zu bleiben, die ihn mit
Lebensmitteln versorge. Er habe kein Bargeld mehr und kein VermÃ¶gen. Auf
Hinweis des SG nahm der Beklagte seinen Bescheid vom 18. MÃ¤rz 2015 zurÃ¼ck.
Das SG lehnte am 2. April 2015 den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung
ab und fÃ¼hrte aus, der KlÃ¤ger habe seine HilfebedÃ¼rftigkeit und damit einen
Anordnungsanspruch nicht glaubhaft gemacht. Im Beschwerdeverfahren hob der
Senat den Beschluss des SG vom 2. April 2015 (L 4 AS 247/15 B ER, juris) auf und
verpflichtete den Beklagten zur vorlÃ¤ufigen LeistungsgewÃ¤hrung fÃ¼r die
Monate MÃ¤rz 2015 (186,20 â�¬) und April 2015 (399 â�¬). In AusfÃ¼hrung des
Beschlusses zahlte der Beklagte im Juli 2015 den Gesamtbetrag (585,20 â�¬) an
den KlÃ¤ger (Ã�berweisung auf das Konto des Sohns) aus. 
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Am 5. Mai 2015 stellte der KlÃ¤ger einen weiteren einstweiligen Rechtsschutzantrag
beim SG, das den Beklagten zur vorlÃ¤ufigen Zahlung von 150 â�¬ fÃ¼r den Monat
Mai 2015 verpflichtete. Dieser Betrag wurde ebenfalls im Juli 2015 auf das Konto
des Sohns Ã¼berwiesen. Auf einen weiteren einstweiligen Rechtsschutzantrag beim
SG (S 14 AS 1433/15 ER) verpflichtete das SG den Beklagten im Rahmen einer
FolgenabwÃ¤gung mit Beschluss vom 17. Juli 2015 zur Zahlung von 13,30 â�¬ fÃ¼r
Juni und 399 â�¬ fÃ¼r Juli 2015. Der Gesamtbetrag wurde Ende Juli 2015
Ã¼berwiesen. 

Am 1. August 2015 beantragte der KlÃ¤ger beim SG einstweiligen Rechtsschutz
fÃ¼r eine vorlÃ¤ufige LeistungsgewÃ¤hrung ab August 2015, damit er u.a. seine
RÃ¼ckkehr nach W. vorbereiten kÃ¶nne. Auf Anregung des SG bewilligte der
Beklagte mit Bescheid vom 7. August 2015 vorlÃ¤ufige Leistungen fÃ¼r August
2015 von 399 â�¬. 

Auf die Ã�bersendung des Antragsformulars fÃ¼r die Weiterbewilligung von SGB II-
Leistungen durch den Beklagten vom 27. Juli 2015 mit dem Hinweis, der KlÃ¤ger
mÃ¶ge den Antrag bei dem fÃ¼r seinen Aufenthaltsort zustÃ¤ndigen Jobcenter
einreichen, stellte der KlÃ¤ger am 8. August 2015 (unterzeichnet in P.), am 18.
August 2015 per Fax beim Beklagten eingegangen, einen Fortzahlungsantrag, den
der Beklagte mit Bescheid vom 2. September 2015 ablehnte. Zur BegrÃ¼ndung
fÃ¼hrte er aus, der KlÃ¤ger habe seine HilfebedÃ¼rftigkeit nicht nachgewiesen. Die
Angabe, sein Sohn hebe von seinem Konto die fÃ¼r ihn Ã¼berwiesenen SGB II-
Leistungen ab und stelle diese ihm bar zur VerfÃ¼gung, sei nicht glaubhaft und
widerspreche den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen. Dem in D. lebenden Sohn sei eine
Ã�bergabe von BargeldbetrÃ¤gen an den KlÃ¤ger kaum mÃ¶glich, weil dieser
hÃ¤ufig ortsabwesend sei (Umgangsrecht, Arzttermine, Therapien). Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne seine umfangreiche ReisetÃ¤tigkeit allein aus den bewilligten SGB II-
Leistungen nicht finanzieren. Daher sei zu vermuten, dass er Ã¼ber weiteres
Einkommen verfÃ¼ge. Der Antrag sei auch wegen unerlaubter Ortsabwesenheit
abzulehnen. Nach Â§ 7 Abs. 4a SGB II erhielten Leistungsberechtigte keine
Leistungen, wenn sie sich ohne Zustimmung des zustÃ¤ndigen TrÃ¤gers auÃ�erhalb
des zeit- und ortsnahen Bereichs aufhielten und deshalb nicht fÃ¼r eine
Eingliederung in Arbeit zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Zum zeit- und ortsnahen Bereich
gehÃ¶rten die Orte in der Umgebung des TrÃ¤gers, von denen aus der
erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte erforderlichenfalls in der Lage wÃ¤re, den
LeistungstrÃ¤ger tÃ¤glich und ohne zumutbaren Aufwand zu erreichen. Inzwischen
halte sich der KlÃ¤ger seit mindestens sechs Monaten in Bayern und nicht mehr am
angegebenen Wohnort auf. Die Behauptung, ihm fehlten die finanziellen Mittel fÃ¼r
eine RÃ¼ckkehr, sei nicht stichhaltig, denn seit Juli 2015 erhalte er vorlÃ¤ufig
Regelbedarfsleistungen. Die mehrmonatige Abwesenheit habe er als
LeistungstrÃ¤ger nicht genehmigt. Am gemeldeten Wohnort sei der KlÃ¤ger weder
postalisch noch persÃ¶nlich zu erreichen. Alle Anliegen wÃ¼rden per Fax
(Ã¼berwiegend aus Bayern) bzw. per E-Mail geltend gemacht. 

Den Bescheid Ã¼bersandte der Beklagte am 2. September 2015 an den
Beigeladenen. Da sich der KlÃ¤ger seit Februar 2015 in P. aufhalte, werde der
Antrag zustÃ¤ndigkeitshalber weitergeleitet. Der Beigeladene sandte den Antrag
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mit Schreiben vom 24. September 2015 zurÃ¼ck und fÃ¼hrte aus, nach seiner
Kenntnis sei der gewÃ¶hnliche Aufenthalt des KlÃ¤gers weiterhin im Bereich des
Beklagten. Er, der Beigeladene, sei daher nicht zustÃ¤ndig. 

Den gegen den Bescheid vom 2. September 2015 eingelegten Widerspruch wies der
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 5. Oktober 2015 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck. In der BegrÃ¼ndung vertiefte er die AusfÃ¼hrungen im
Ablehnungsbescheid.

Mit Beschluss vom 6. Oktober 2015 (S 14 AS 1641/15 ER) verpflichtete das SG den
Beklagten nach einer FolgenabwÃ¤gung, dem KlÃ¤ger vorlÃ¤ufig Leistungen fÃ¼r
die Zeit von September 2015 bis Februar 2016 von monatlich 399 â�¬ zu
gewÃ¤hren. Die Leistungen fÃ¼r September und Oktober 2015 wies der Beklagte in
AusfÃ¼hrung des Beschlusses am 15. Oktober 2015 an den KlÃ¤ger an und
kÃ¼ndigte an, bis Februar 2016 die vorlÃ¤ufigen Leistungen jeweils zum
Monatsbeginn auf das Konto des Sohns zu Ã¼berweisen. 

Der KlÃ¤ger hat am 28. Oktober 2015 Klage beim SG erhoben und zur
BegrÃ¼ndung vorgetragen, sein Haus sei jedenfalls bis Februar 2015 bewohnbar
gewesen. Bei seiner RÃ¼ckkehr habe er feststellen mÃ¼ssen, dass es jetzt nicht
mehr bewohnbar sei. Es sei mehrfach eingebrochen worden. Es sei verwÃ¼stet und
es hÃ¤tten sich Schadtiere (Ratten, MÃ¤use, Marder) eingenistet. Entgegen den
Angaben des Beklagten sei er nach Ende der Winterferien in Bayern nach W.
zurÃ¼ckgekehrt und habe anschlieÃ�end seine Tochter anlÃ¤sslich in Bayern
stattfindender Therapietermine besucht. Dort habe er von der Einstellung der SGB II-
Leistungen erfahren. Derzeit sei er aufgrund der ZerstÃ¶rung seiner Wohnung
obdachlos auf seinem eigenen GrundstÃ¼ck.

Auf eine Einladung des Beklagten zur Vorsprache am 5. November 2015 hat der
KlÃ¤ger, der sich nach seinen Angaben in Bayern aufhielt, mit E-Mail vom 2.
November 2015, die Ã¼ber den Sohn an den Beklagten gesandt wurde, mitgeteilt,
er werde den Termin nicht wahrnehmen. Er kehre erst dann nach W. zurÃ¼ck, wenn
ihm Leistungen fÃ¼r den Zeitraum von September 2015 bis Februar 2016 bewilligt
worden seien. Zudem mÃ¼sse zuvor eine Person seines Vertrauens prÃ¼fen, ob
seine Wohnung noch bewohnbar sei. Er wisse nicht, ob sein Sohn dazu bereit
wÃ¤re; jedenfalls seien die anfallenden Kosten von 39 â�¬ (fÃ¼r Fahrt und
Zeiteinsatz) vorab auf das Konto des Sohns zu Ã¼berweisen. 

Einen Vorsprachetermin am 15. Dezember 2015 beim Beklagten hat der KlÃ¤ger
ebenfalls nicht wahrgenommen. 

Am 24. Dezember 2015 hat der KlÃ¤ger eine E-Mail an den Beklagten gesandt und
mitgeteilt, er halte er sich in Bayern auf, um Umgang mit seinen Kindern zu pflegen.
Weiter hat er erklÃ¤rt, er habe nun einen Einbruch auf seinem Anwesen feststellen
mÃ¼ssen. 

Am 9. MÃ¤rz 2016 ist ein weiterer Hausbesuchsversuch erfolgt. Nach dem Bericht
vom Folgetag konnte der KlÃ¤ger um 12:10 Uhr nicht angetroffen werden. Der
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Briefkasten sei nicht beschriftet, eine Klingel nicht vorhanden gewesen. Bei der
Inaugenscheinnahme seien keine VerÃ¤nderungen im Vergleich zu den
Vorbesichtigungen im Februar und MÃ¤rz 2015 erkennbar gewesen. Ein Bauwagen,
in dem der KlÃ¤ger nach seinen Angaben nÃ¤chtige, sei nicht zu sehen gewesen.
Das GrundstÃ¼ck sei mit BauzÃ¤unen gesichert. Es sei nicht zu sehen, dass diese
(regelmÃ¤Ã�ig) geÃ¶ffnet und geschlossen worden seien. Es seien auch keine
Reifenspuren oder Trampelpfade zu erkennen, die zum oder Ã¼ber das
GrundstÃ¼ck fÃ¼hrten. Auf Rufen und Hupen habe niemand reagiert. 

Am 13. April 2016 hat das Jobcenter L. dem Beklagten mitgeteilt, der KlÃ¤ger habe
in L. eine Wohnung bezogen und am 8. MÃ¤rz 2016 einen Leistungsantrag gestellt
hatte. Ab dem 1. MÃ¤rz 2016 sind dem KlÃ¤ger vom Jobcenter L. SGB II-Leistungen
bewilligt worden.

Mit Beschluss vom 11. Februar 2019 hat das SG das Jobcenter Freyung-Grafenau
beigeladen, das unter dem 17. Dezember 2019 ausgefÃ¼hrt hat, es kÃ¶nne zum
Rechtsstreit nichts beitragen, da der KlÃ¤ger nicht vorstellig geworden sei und
keinen Leistungsantrag gestellt habe.

Nach einem ErÃ¶rterungstermin am 29. Januar 2020 hat das SG einen
Fragenkatalog an den KlÃ¤ger Ã¼bersandt. Diesen hat er u.a. wie folgt
beantwortet: Von der Leistungseinstellung des Beklagten habe er Ende Oktober
2014 wÃ¤hrend des Aufenthalts bei seiner Tochter in P. durch einen Anruf seines
Sohns erfahren. Er sei bei seiner Tochter geblieben in der Hoffnung, bald wieder
SGB II-Leistungen zu erhalten. Er sei erst im August 2015 nach W. zurÃ¼ckgekehrt
und habe seine Wohnung verwÃ¼stet vorgefunden. Zuvor habe er sich seit Oktober
2014 durchgÃ¤ngig in Bayern aufgehalten. Die nunmehr bestehende
Obdachlosigkeit auf dem eigenen Anwesen Ã¤ndere nichts daran, dass er seinen
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in W. habe. In der Zeit bis Oktober 2014 habe er sich
Ã¼berwiegend dort aufgehalten und z.B. das Umgangsrecht mit den beiden
minderjÃ¤hrigen SÃ¶hnen am Wochenende wahrgenommen. Dazu habe er die
SÃ¶hne in I. abgeholt und zum Ende des Wochenendes wieder zurÃ¼ckgebracht.
Gelegentlich habe er Behandlungs- und Arzttermine in Bayern wahrgenommen.
Nach seiner RÃ¼ckkehr im August 2015 habe er sich â��anfÃ¤nglich als quasi
Obdachloser auf dem eigenen GrundstÃ¼ck in W. aufgehaltenâ��. Sein Wohnhaus
sei komplett eingerichtet gewesen, einschlieÃ�lich KÃ¼che, GeschirrspÃ¼ler und
Waschmaschine, Bad/WC, Schlafzimmer fÃ¼r sich sowie vier weitere Zimmer fÃ¼r
die Kinder. Andere GebÃ¤ude des Anwesens seien teilweise verfallen. WÃ¤hrend
seiner Abwesenheit habe es mindestens zwei EinbrÃ¼che in das Wohnhaus
gegeben. Wegen des Schadtierbefalls sei es im August 2015 nicht mehr bewohnbar
gewesen.

Im Schriftsatz vom 3. Juni 2020 hat der Beklagte auf die WidersprÃ¼chlichkeit der
Angaben des KlÃ¤gers hingewiesen: In der E-Mail vom 2. November 2015 habe er
erklÃ¤rt, noch mindestens bis zum 15. November 2015 in Bayern zu bleiben. Jetzt
gebe er an, bereits Anfang August 2015 zurÃ¼ckgekehrt zu sein. Ã�ber den
Rattenbefall auf dem GrundstÃ¼ck habe bereits im Oktober 2014 die Ã¶rtliche
Presse berichtet. Der KlÃ¤ger sei weiterhin EigentÃ¼mer des Anwesens. Der
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Landkreis A. habe im Jahr 2018 wegen Einsturzgefahr MaÃ�nahmen zur
Gefahrenabwehr im Wege der Ersatzvornahme (RÃ¼ckbau des nÃ¶rdlichen Giebels
und des Dachs des GebÃ¤udes) ergriffen. 

Der KlÃ¤ger hat dazu erklÃ¤rt, zwar habe es auf dem GrundstÃ¼ck Ratten
gegeben, aber nicht in den von ihm bewohnten RÃ¤umen. UnabhÃ¤ngig vom
Zeitpunkt des Beginns seines Aufenthalts bei seiner Tochter sei davon auszugehen,
dass seine RÃ¼ckkehr zum Hauptwohnsitz durch den Beklagten vereitelt worden
sei.

Mit Urteil vom 7. Mai 2021 hat das SG die Klage abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung
ausgefÃ¼hrt: Es sei Ã¶rtlich zustÃ¤ndig, denn es sei davon auszugehen, dass zum
Zeitpunkt der Klageerhebung im Oktober 2015 W. noch der Wohnsitz des KlÃ¤gers
gewesen sei, auch wenn er sich dort bereits seit Oktober 2014 nicht mehr
aufgehalten habe. Insoweit sei die von ihm mehrfach bekundete RÃ¼ckkehrabsicht
zu berÃ¼cksichtigen. Der Beklagte sei fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung nach Â§ 6
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II Ã¶rtlich zustÃ¤ndig gewesen, da der KlÃ¤ger im Gebiet
des Landkreises seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt gehabt habe (Â§ 36 Abs. 1 Satz 2
SGB II). Es kÃ¶nne nicht festgestellt werden, dass der KlÃ¤ger bei Stellung des
Leistungsantrags (8. August 2015) seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in W. bereits
aufgegeben habe. Bei seiner Tochter in P. habe er sich zunÃ¤chst besuchsweise
aufgehalten. Der KlÃ¤ger sei im streitigen Zeitraum dem Grunde nach
leistungsberechtigt und auch hilfebedÃ¼rftig gewesen. Es gebe keine konkreten
Anhaltspunkte fÃ¼r nicht offengelegte Einnahmen. Gleichwohl sei die GewÃ¤hrung
von Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 4a SGB II ausgeschlossen, weil sich der KlÃ¤ger
auÃ�erhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs des Beklagten aufgehalten habe.
Aufgrund des Aufenthalts im rund 530 km entfernten P. in Bayern seit Oktober 2014
sei es dem KlÃ¤ger nicht mÃ¶glich gewesen sei, Postsendungen des Beklagten zur
Kenntnis zu nehmen oder dessen Dienststelle zu besuchen. Eine RÃ¼ckkehr nach
W. sei nicht vor Dezember 2015 erfolgt. Es sei nicht davon auszugehen und auch
nicht nachgewiesen, dass er sich seither Ã¼berwiegend oder durchgÃ¤ngig in W.
und damit im zeit- und ortsnahen Bereich des Beklagten aufgehalten habe. Die
Behauptung, er habe im Winter auf seinem GrundstÃ¼ck im Freien Ã¼bernachtet,
sei unglaubhaft. Eine Zustimmung des persÃ¶nlichen Ansprechpartners fÃ¼r die
Ortsabwesenheit habe nicht vorgelegen. Der Beklagte habe erst im Klageverfahren
erfahren, dass sich der KlÃ¤ger bereits seit Oktober 2014 und damit deutlich
lÃ¤nger als bis dahin angenommen nicht mehr an seinem Wohnsitz aufgehalten
habe. Dem Beklagten sei lediglich die Abwesenheit in den Winterferien zur
AusÃ¼bung des Umgangsrechts (Februar 2015) bekannt gewesen. Der KlÃ¤ger
habe zumindest grob fahrlÃ¤ssig seine dauerhafte Abwesenheit vom Wohnsitz und
damit eine erhebliche Ã�nderung in seinen VerhÃ¤ltnissen nicht mitgeteilt. Er
hÃ¤tte erkennen kÃ¶nnen, dass kein Anspruch auf SGB II-Leistungen fÃ¼r die Zeit
der ungenehmigten Ortsabwesenheit bestand. Ã�ber die Notwendigkeit, ggf. auch
vorÃ¼bergehende, Ortsabwesenheiten beim Beklagten anzuzeigen, sei er
informiert gewesen. Dem Leistungsausschluss stehe nicht entgegen, dass der
Beklagte dem KlÃ¤ger seit LÃ¤ngerem kein Vermittlungsangebot mehr gemacht
habe. Der Ablehnungsbescheid des Beklagten verletze den KlÃ¤ger daher nicht in
seinen Rechten.
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Am 2. Juni 2021 hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und zur BegrÃ¼ndung
ausgefÃ¼hrt, das SG habe den Sachverhalt fehlerhaft beurteilt, weil es nicht
erkannt habe, dass der Beklagte den langen Aufenthalt des KlÃ¤gers in Bayern
verursacht habe. Ein Leistungsausschlussgrund liege schon deshalb nicht vor, weil
der Beklagte in den letzten zehn Jahren keine VermittlungsbemÃ¼hungen
unternommen habe. Es sei ihm es daher verwehrt, sich auf die Ortsabwesenheit zu
berufen. Der KlÃ¤ger sei Ende November/Anfang Dezember 2015 nach W.
zurÃ¼ckgekehrt und habe sich Ã¼berwiegend in seinem verwÃ¼steten Domizil
aufgehalten. Mit den im einstweiligen Rechtsschutz erstrittenen Leistungen, die er
im Sommer 2015 erhalten habe, sei kein verlÃ¤sslicher Leistungszufluss verbunden
gewesen, sodass ihm eine RÃ¼ckkehr an seinen Wohnort vor Beginn des streitigen
Zeitraums nicht mÃ¶glich gewesen sei. 

Mit EinverstÃ¤ndnis des KlÃ¤gers hat die Berichterstatterin eine Niederschrift des
Sozialgerichts L. vom ErÃ¶rterungstermin am 22. September 2022 im
Klageverfahren â�¦ beigezogen, in dem es um den Leistungsanspruch fÃ¼r den
Bewilligungszeitraum von MÃ¤rz bis August 2015 ging. Dort hat der KlÃ¤ger
erklÃ¤rt, er habe im Juni 2015 vom Einbruch auf seinem GrundstÃ¼ck erfahren. Er
kÃ¶nne sich nicht mehr genau daran erinnern, ob er sich bereits seit November
2014 bei seiner Tochter in P. aufgehalten habe. In dem Termin wurden die Tochter
des KlÃ¤gers (frÃ¼her P.) und der Ã¤lteste Sohn des KlÃ¤gers (frÃ¼her D.) als
Zeugen vernommen.

Der Beklagte hat im Schriftsatz vom 2. Mai 2023 die erbrachten Zahlungen
aufgelistet: 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Anfang Juli 2015: Â Â Â Â Â  186,20 â�¬ fÃ¼r 03/2015,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 
Â Â Â Â Â Â Â  399,00 â�¬ fÃ¼r 04/2015,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 
Â Â Â Â Â Â Â  150,00 â�¬ fÃ¼r 05/2015 (insgesamt 735,20 â�¬) 

Ende Juli 2015: Â Â Â Â Â Â Â Â  Â  Â  Â  Â  Â Â  Â  14,30 â�¬ fÃ¼r 06/2015,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 
Â Â Â Â Â  399,00 â�¬ fÃ¼r 07/2015 (insgesamt 413,30 â�¬)

Anfang August 2015: Â  Â  Â  Â Â  399,00 â�¬ fÃ¼r 08/2015

Oktober 2015 Â Â Â Â Â Â Â Â  Â  Â  Â  Â  Â Â  Â  399,00 â�¬ fÃ¼r 09/2015,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 
Â Â Â  399,00 â�¬ fÃ¼r 10/2015 (insgesamt 798,00â�¬).

Von November 2015 bis Februar 2016 wurden monatlich 399,00 â�¬ zum
Monatsanfang angewiesen.
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Dazu hat der KlÃ¤ger erklÃ¤rt, erst ab August 2015 sei neben den Reisekosten sein
Lebensunterhalt fÃ¼r eine gewisse Zeit gesichert gewesen, sodass eine RÃ¼ckkehr
nach W. zumutbar war.Â  

Der KlÃ¤ger beantragt nach seinem schriftlichen Vorbringen sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Dessau-RoÃ�lau vom 7. Mai 2020 aufzuheben und den
Beklagten unter Aufhebung seines Bescheids vom 2. September 2015 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 5. Oktober 2015 zu verurteilen, ihm Leistungen
nach dem SGB II fÃ¼r die Zeit vom 1. September 2015 bis zum 28. Februar 2016 in
HÃ¶he des maÃ�geblichen Regelbedarfs zu bewilligen.

Der Beklagte beantragt nach seinem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Der Beigeladene hat sich im Berufungsverfahren inhaltlich nicht geÃ¤uÃ�ert und
keine Antragstellung angekÃ¼ndigt.

Unter dem 16. Januar 2024 hat der KlÃ¤ger mitgeteilt, er kÃ¶nne aufgrund der
Verschlechterung seines Gesundheitszustands nicht an der mÃ¼ndlichen
Verhandlung des Senats teilnehmen. Er hat auf seine Antworten zum Fragenkatalog
des SG verwiesen und angeboten, Fragen des Senats kurzfristig schriftlich zu
beantworten. Der KlÃ¤ger hat auf die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen
Verhandlung verzichtet.

ErgÃ¤nzend hat sein ProzessbevollmÃ¤chtigter ausgefÃ¼hrt, er kÃ¶nne anwaltlich
versichern, dass der KlÃ¤ger ihn im August 2015 angerufen und mitgeteilt habe, er
sei am Vortag in W. gewesen und habe sein Anwesen in einem desolaten Zustand
vorgefunden. Er habe erklÃ¤rt, dass er versuchen wolle, seine Wohnung wieder
bewohnbar zu machen. Etwa zwei Wochen spÃ¤ter habe der KlÃ¤ger ihn telefonisch
darÃ¼ber informiert, dass er die Bewohnbarkeit nicht wiederherstellen kÃ¶nne. Er
schlafe auf seinem GrundstÃ¼ck drauÃ�en und fahre des Ã�fteren nach L. Wenn es
auf seinem GrundstÃ¼ck beispielsweise bei starkem Regen unertrÃ¤glich werde,
finde er tageweise Unterschlupf bei Bekannten und Nachbarn. Er, der
ProzessbevollmÃ¤chtigte, habe selbst erlebt, dass der KlÃ¤ger Termine mit einem
groÃ�en Rucksack wahrgenommen und erklÃ¤rt habe, er fÃ¼hre sÃ¤mtliche
Utensilien, die er fÃ¼r ein autarkes Leben benÃ¶tige, bei sich. Weil der Beklagte
dem KlÃ¤ger in den letzten 15 Jahren keine ErwerbstÃ¤tigkeit angeboten habe,
seien seine Hinweise auf die Erreichbarkeitsanordnung weder nachvollziehbar noch
stichhaltig. Bei der Bewertung der Abwesenheitszeiten sei zu beachten, dass der
KlÃ¤ger â�� solange er noch Ã¼ber die DB-Netzkarte verfÃ¼gt habe â�� berechtigt
gewesen sei, auch ICE-ZÃ¼ge zu nutzen, sodass er die Dienststelle des Beklagten
binnen weniger Stunden hÃ¤tte erreichen kÃ¶nnen. Soweit es der Senat fÃ¼r
mÃ¶glich halte, dass sich der KlÃ¤ger auch ab September 2016 noch in Bayern
aufgehalten habe, werde beantragt, dessen Tochter als Zeugin zu vernehmen. Sie
werde bekunden, dem KlÃ¤ger nach dessen RÃ¼ckkehr nach W. im August 2015
keine Kost und Logis mehr gewÃ¤hrt und auch sonst nicht mehr unterstÃ¼tzt zu
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haben. Der KlÃ¤ger sei nicht freiwillig bei seiner Tochter geblieben, sondern von der
Ablehnung der weiteren LeistungsgewÃ¤hrung Ã¼berrascht worden. Es treffe nicht
zu, dass er sich am Aufenthaltsort Geld fÃ¼r eine RÃ¼ckfahrkarte zum Wohnort
hÃ¤tten leihen kÃ¶nnen. Er habe bis zu den Zahlungen im Juli 2015 kein Geld
gehabt, um sich in W. zu versorgen.

Der Beklagte und der Beigeladene haben ebenfalls auf die DurchfÃ¼hrung einer
mÃ¼ndlichen Verhandlung verzichtet. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die
Gerichtsakte und die beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge des Beklagten sowie die
Sitzungsniederschrift des Sozialgerichts L. ergÃ¤nzend Bezug genommen. Die
genannten Unterlagen sind Gegenstand der Beratung des Senats gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Die angegriffenen Bescheide des
Beklagten sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzten den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.
Denn der KlÃ¤ger hat im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum von September 2015 bis
Februar 2016 keinen Anspruch gegen den Beklagten auf Bewilligung von SGB II-
Leistungen in HÃ¶he des geltend gemachten Regelbedarfs.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Die geltend gemachten Regelbedarfsleistungen (2015:
399 â�¬, 2016: 404 â�¬) Ã¼berschreiten fÃ¼r den sechsmonatigen
Bewilligungszeitraum die Beschwerdewertgrenze von 750 â�¬ gemÃ¤Ã� Â§ 144
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG.

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist neben dem Urteil des SG vom 7. Mai 2021
der Bescheid des Beklagten vom 2. September 2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 5. Oktober 2015, mit dem er den Leistungsantrag des
KlÃ¤gers abgelehnt hat. Dagegen hat sich der KlÃ¤ger zutreffend mit der
kombinierten Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz
1, Abs. 4 SGG) gewandt, gerichtet auf eine Aufhebung des Ablehnungsbescheids
und die Verpflichtung des Beklagten zur Bewilligung von SGB II-Leistungen in HÃ¶he
des monatlichen Regelbedarfs sowie eine Auszahlung der Leistungen, soweit sie
ihm noch nicht aufgrund der einstweiligen Anordnungen zugeflossen sind (fÃ¼r
Januar und Februar 2016 je 5 â�¬ nach ErhÃ¶hung der Regelbedarfe). Soweit der
KlÃ¤ger die begehrte Leistung vom Beklagten im Ergebnis eines einstweiligen
Rechtsschutzverfahrens bereits erhalten hat, wird mit der Verpflichtung zum Erlass
eines Bewilligungsbescheids ein Rechtsgrund fÃ¼r das BehaltendÃ¼rfen dieser
Leistungen geschaffen; denn die einstweilige Anordnung verliert mit der
endgÃ¼ltigen Entscheidung ihre Rechtswirkungen (vgl. zuletzt BSG, Urteil vom 9.
MÃ¤rz 2022, B 7/14 AS 79/20 R, juris RN 11 mit weit. Nachw.).
Verfahrenshindernisse stehen daher einer Sachentscheidung des Gerichts nicht
entgegen.

Die beim SG erhobene Klage war zulÃ¤ssig; insbesondere war das SG Ã¶rtlich
zustÃ¤ndig, denn in dessen Bezirk hatte der KlÃ¤ger im Zeitpunkt der
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Klageerhebung am 28. Oktober 2015 seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt (Â§ 30 Abs.
3 Satz 2 SGB I). Insoweit wird von einer weiteren Darstellung abgesehen und auf die
AusfÃ¼hrungen des SG im angegriffenen Urteil verwiesen. Zwar hielt sich der
KlÃ¤ger tatsÃ¤chlich in Bayern auf und wahrscheinlich war das Haus in W.
unbewohnbar, es kann aber nicht zur Ã�berzeugung des Senats festgestellt werden,
dass der KlÃ¤ger zum damaligen Zeitpunkt den Ort W. als Mittelpunkt seiner
Lebensbeziehungen bereits endgÃ¼ltig aufgegeben hatte. Dementsprechend war
grundsÃ¤tzlich auch der Beklagte fÃ¼r die Leistungen nach dem SGB II gemÃ¤Ã� 
Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II Ã¶rtlich zustÃ¤ndig.

Rechtsgrundlage des geltend gemachten Leistungsanspruchs ist Â§ 19 Abs. 1 Satz 2
und 3 iVm den Â§Â§ 7 f., 20 f. SGB II. Der KlÃ¤ger war im streitigen Zeitraum dem
Grunde nach leistungsberechtigt nach den Â§Â§ 7 ff. SGB II in der Fassung des
Achten Gesetzes zur Ã�nderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch â��
ErgÃ¤nzung personalrechtlicher Bestimmungen â�� vom 28. Juli 2014 (a.F., BGBl. I
1306). Nach Â§ 19 Abs. 1 Nr. 1 SGB II erhalten erwerbsfÃ¤hige HilfebedÃ¼rftige als
Arbeitslosengeld II Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einschlieÃ�lich
der angemessenen KdUH. Berechtigt, Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts zu erhalten, sind nach Â§ 7 Abs. 1 SGB II Personen, die das 15.
Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a SGB II noch nicht erreicht
haben, erwerbsfÃ¤hig und hilfebedÃ¼rftig sind sowie ihren gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben. ErwerbsfÃ¤hig ist nach Â§ 8
Abs. 1 SGB II, wer nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit
auÃ�erstande ist, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts
mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Nach Â§ 9 Abs. 1 SGB II ist
hilfebedÃ¼rftig, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem
zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern kann und die
erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen oder von
TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhÃ¤lt. Der im streitigen Zeitraum 62-jÃ¤hrige
KlÃ¤ger hatte die in seinem Fall maÃ�gebliche Altersgrenze noch nicht erreicht und
seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland. Er war â��
mangels entgegenstehender Feststellung seiner dauerhaften ErwerbsunfÃ¤higkeit
iSv Â§ 44a SGB II â�� erwerbsfÃ¤hig und verfÃ¼gte nicht Ã¼ber Einkommen
gemÃ¤Ã� Â§ 11 SGB II und auch nicht Ã¼ber einzusetzendes VermÃ¶gen gemÃ¤Ã� 
Â§ 12 SGB II.

Jedoch greift zu seinen Lasten der Leistungsausschlussgrund des Â§ 7 Abs. 4a SGB II
(vgl. BSG, Urteil vom 15. Juni 2016, B 4 AS 45/15 R, juris RN 26) in der bis zum 31.
Dezember 2010 geltenden Fassung (a.F.). GemÃ¤Ã� Â§ 77 Abs. 1 SGB II in der bis
31. Dezember 2022 geltenden Fassung vom 20. Juni 2011 gilt Â§ 7 Abs. 4a SGB II
a.F. weiter bis zum Inkrafttreten einer nach Â§ 13 Abs. 3 SGB II erlassenen
Rechtsverordnung. Da eine solche im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum noch nicht
vorlag, findet Â§ 7 Abs. 4a SGB II a.F. hier Anwendung. 

Â§ 7 Abs. 4a SGB II a.F. bestimmt: â��Leistungen nach diesem Buch erhÃ¤lt nicht,
wer sich ohne Zustimmung des persÃ¶nlichen Ansprechpartners auÃ�erhalb des in
der Erreichbarkeits-Anordnung (EAO) vom 23. Oktober 1997 (ANBA 1997, 1685),
geÃ¤ndert durch die Anordnung vom 16. November 2001 (ANBA 2001, 1476),
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definierten zeit- und ortsnahen Bereiches aufhÃ¤lt; die Ã¼brigen Bestimmungen
dieser Anordnung gelten entsprechend.â�� Der zeit- und ortsnahe Bereich ist in Â§
2 Nr. 3 Satz 2 EAO definiert als â��alle Orte in der Umgebung des Arbeitsamtes, von
denen aus der Arbeitslose erforderlichenfalls in der Lage wÃ¤re, das Arbeitsamt
tÃ¤glich ohne unzumutbaren Aufwand zu erreichen.â��

Der Senat ist davon Ã¼berzeugt, dass sich der KlÃ¤ger im streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraum von September 2015 bis Februar 2016 nicht an seinem Wohnsitz in W. im
ZustÃ¤ndigkeitsbereich des Beklagten, sondern (weit) Ã¼berwiegend in Bayern â��
vornehmlich in P. â�� aufgehalten hat. Dies war auÃ�erhalb des zeit- und ortsnahen
Bereichs. Denn eine Reise mit der Bahn von P. in die 530 km entfernt liegende Stadt
K. dauert mit Bus und Bahn â�� Ã¼ber einen Pkw verfÃ¼gt der KlÃ¤ger nicht â��
mindestens acht Stunden, sodass auch bei einem frÃ¼hmorgendlichen Fahrtbeginn
der Sitz des Beklagten, der vom Bahnhof knapp einen Kilometer entfernt liegt, zu
dessen Ã�ffnungszeiten (nur donnerstags bis 17 Uhr) praktisch nicht erreichbar ist.
Daher war der Beklagte fÃ¼r den KlÃ¤ger von seinem Aufenthaltsort aus nicht
â��tÃ¤glich ohne unzumutbaren Aufwand zu erreichenâ��.

Die Voraussetzungen von Â§ 7 Abs. 4a SGB II a.F. sind erfÃ¼llt, weil sich der
KlÃ¤ger zur Ã�berzeugung des Senats im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum von
September 2015 bis Februar 2016 ohne Zustimmung des Beklagten auÃ�erhalb des
in der EAO definierten zeit- und ortsnahen Bereichs aufhielt. Zwar weiÃ� der Senat
nicht, wo genau sich der KlÃ¤ger tatsÃ¤chlich aufhielt. Er verweilte jedoch nicht an
seinem Wohnsitz in W., sodass er fÃ¼r den Beklagten nicht iSv Â§ 7 Abs. 4a SGB II
a.F. erreichbar war. Dieser Umstand steht einem Anspruch auf SGB II-Leistungen
entgegen. 

Unstreitig ist, dass sich der KlÃ¤ger zumindest seit Oktober 2014 bis Anfang August
2015 durchgehend in Bayern aufgehalten hat und nicht an seinem Wohnsitz in W.
anzutreffen war. Soweit der KlÃ¤ger seit dem Klageverfahren (Antworten zum
Fragenkatalog im Januar 2020) und im Berufungsverfahren quasi im Nachhinein
behauptet, er sei Anfang August 2015 nach W. zurÃ¼ckgekehrt, habe fortan auf
seinem Anwesen gelebt, dort zwar nicht das Wohnhaus bewohnt, aber im Freien
Ã¼bernachtet, vermag der Senat dies nicht zu glauben. Zum einen widerspricht es
den Angaben des KlÃ¤gers im Verwaltungsverfahren: denn in einer E-Mail vom 5.
November 2015 hatte er erklÃ¤rt, sich (noch) in Bayern aufzuhalten und hatte
Forderungen an den Beklagten fÃ¼r seine RÃ¼ckkehr nach W.gestellt. Der KlÃ¤ger
hat die Termine zur Vorsprache am 5. November 2015 und am 15. Dezember 2015
nicht wahrgenommen. Bei einem tatsÃ¤chlichen Aufenthalt in W. wÃ¤re ihm die
erwÃ¼nschte Vorsprache beim Beklagten leicht mÃ¶glich gewesen. In einer E-Mail
vom 24. Dezember 2015 hat er erklÃ¤rt, sich (wieder) in Bayern aufzuhalten, um
Umgang mit seinen Kindern zu pflegen. In dem beim Senat anhÃ¤ngigen
Beschwerdeverfahren des einstweiligen Rechtsschutzes (L xxx B ER) hatte der
KlÃ¤ger dann angegeben, sich bis Ende Februar 2015 immer wieder in W.
aufgehalten zu haben. Diese ErklÃ¤rung entspricht nach Auffassung des Senats
nicht der Wahrheit. Der KlÃ¤ger wusste, spÃ¤testens seit Oktober 2014 aufgrund
der AusfÃ¼hrungen im Aufhebungsbescheid vom 22. Oktober 2014, dass der
Beklagte nicht nur Interesse an einem Hausbesuch zur Feststellung der
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Bewohnbarkeit des Anwesens hatte, sondern auch (persÃ¶nlich) mit dem KlÃ¤ger
u.a. wegen dessen Abwesenheitszeiten sprechen wollte. Gleichwohl hat der KlÃ¤ger
in der Folge nicht beim Beklagten vorgesprochen. Dies spricht ebenfalls dafÃ¼r,
dass er sich nicht â�� nicht einmal zeitweise â�� an seinem Wohnsitz aufhielt.

Es gibt auÃ�er der Behauptung des KlÃ¤gers im Klageverfahren des SG keinen
Beleg fÃ¼r seine Behauptung, im August 2015 nach W. zurÃ¼ckgekehrt zu sein.
Seine Bekundungen in den E-Mails aus November und Dezember 2015 sprechen
dagegen und legen nahe, dass er Ã¼ber Juli 2015 hinaus bis einschlieÃ�lich
Weihnachten 2015 in Bayern war. 

Soweit der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers zuletzt (im Schriftsatz vom 16.
Januar 2024) anwaltlich versichert hat, der KlÃ¤ger habe ihn im August 2015
angerufen, der Anruf sei am Folgetag der RÃ¼ckkehr nach W. erfolgt und der
KlÃ¤ger habe ihn Ã¼ber den desolaten Zustand seines Anwesens informiert,
bestÃ¤tigt die anwaltliche Versicherung, dass ein Anruf des KlÃ¤gers erfolgt ist und
ggf. den Inhalt dieses Telefonats. Das bedeutet aber nicht, dass die Angaben des
KlÃ¤gers der Wahrheit entsprachen und er sich tatsÃ¤chlich in W. aufhielt.
Entsprechendes gilt fÃ¼r die AusfÃ¼hrung des ProzessbevollmÃ¤chtigten, der
KlÃ¤ger habe ihn davon in Kenntnis gesetzt, dass er auf seinem GrundstÃ¼ck
drauÃ�en schlafe und zeitweise, tageweise Unterschlupf bei Bekannten und
Nachbarn finde. SchlieÃ�lich ist auch der Umstand, dass der KlÃ¤ger frÃ¼her, als
ihm noch eine Bahncard100 zur VerfÃ¼gung stand, mit einem groÃ�en Rucksack
verreiste, der ihm ein autarkes Leben ermÃ¶gliche, kein belastbarer Hinweis auf ein
entsprechendes Verhalten ab August 2015, weil er nicht mehr im Besitz einer
â��Freifahrtkarte der Bahnâ�� war und nach eigenen Angaben keine Geldmittel
fÃ¼r eine â��umfangreiche ReisetÃ¤tigkeitâ�� hatte. 

Auch dem schriftsÃ¤tzlich angekÃ¼ndigten Beweisantrag des KlÃ¤gers, der als
Beweisanregung zu werten ist, war nicht nachzugehen: Die Aufenthaltsorte des
KlÃ¤gers ab September 2016 sind nicht entscheidungserheblich. Soweit September
2015 gemeint ist, bedarf es einer Zeugenvernehmung der frÃ¼her in P. wohnenden
Tochter nicht, weil â�� wie oben ausgefÃ¼hrt â�� die Angaben des KlÃ¤gers zu
seinen Aufenthaltszeiten in Bayern und am Wohnsitz widersprÃ¼chlich sind. Zudem
wÃ¼rde eine Abwesenheit des KlÃ¤gers vom Haushalt der Tochter nicht beweisen,
dass er sich in W. aufgehalten hat. Denn der KlÃ¤ger hatte nach seinen Angaben
weitere Aufenthaltsorte oder Anlaufstellen in Bayern, die dem Senat nicht bekannt
sind. SchlieÃ�lich kommt eine Beweisaufnahme zu den Aufenthaltsorten des
KlÃ¤gers im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum schon deshalb nicht in Betracht, weil
dessen eigenes Vorbringen widersprÃ¼chlich ist. Es mangelt an einer schlÃ¼ssigen
Tatsachendarlegung, sodass eine Beweisaufnahme nicht erforderlich ist.

Der Senat hÃ¤lt es in der Gesamtschau fÃ¼r abwegig, dass sich der KlÃ¤ger im hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Winter 2015/2016 auf seinem Anwesen aufgehalten und
dort (im Freien) Ã¼bernachtet haben will. Insoweit wird auf die zutreffenden
AusfÃ¼hrungen im angegriffenen Urteil ergÃ¤nzend Bezug genommen und von
einer erneuten Darstellung abgesehen. SchlieÃ�lich konnte auch der Beklagte bei
seinem neuerlichen Hausbesuchsversuch im MÃ¤rz 2016 keine Spuren einer
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zwischenzeitlichen lÃ¤ngeren Anwesenheit des KlÃ¤gers auf dem GrundstÃ¼ck
erkennen. Es gab nicht einmal FuÃ�spuren oder Trampelpfade zum oder auf dem
GrundstÃ¼ck, was deutlich dagegenspricht, dass sich der KlÃ¤ger dort im Winter
2015/16 regelmÃ¤Ã�ig oder lÃ¤nger aufgehalten hat.

Es ist unstreitig, dass der KlÃ¤ger fÃ¼r seinen spÃ¤testens Ende Oktober 2014
beginnenden Daueraufenthalt in Bayern, soweit dieser Ã¼ber Zeiten der
Wahrnehmung des Umgangsrechts mit seinen in I. lebenden damals
minderjÃ¤hrigen SÃ¶hnen (in den Herbstferien 2014) hinausging, keine vorherige
Zustimmung seines persÃ¶nlichen Ansprechpartners beim Beklagten eingeholt und
er diese Ortsabwesenheiten ihm auch nicht mitgeteilt hatte.

Dem Leistungsausschluss steht nicht entgegen, dass die Ortsabwesenheiten des
KlÃ¤gers zeitweise â�� zur Wahrnehmung des Umgangsrechts â��
genehmigungsfÃ¤hig waren und zum Teil nach Anzeige beim Beklagten in dessen
Kenntnis erfolgten. Denn dabei handelte es sich um kurzzeitige Ortsabwesenheiten.
Eine andauernde Ortsabwesenheit Ã¼ber mehrere Monate bzw. von mehr als einem
Jahr (ggf. Oktober 2014 bis Dezember 2015) war dem Beklagten nicht angezeigt
worden. Wie das SG in seinem Urteil zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, lag die
Zustimmung des persÃ¶nlichen Ansprechpartners fÃ¼r eine Ortsabwesenheit im
streitigen Zeitraum von September 2015 bis Februar 2016 nicht vor. TatsÃ¤chlich
erlangte der Beklagte erst im Klageverfahren Kenntnis davon, dass der KlÃ¤ger sich
bereits seit Herbst 2014 und damit deutlich lÃ¤nger als bislang von ihm
angenommen, nicht mehr in W aufhielt. Der KlÃ¤ger hat zumindest grob fahrlÃ¤ssig
dem Beklagten seine â�� Ã¼ber die Zeiten zur Wahrnehmung des Umgangsrechts
â�� hinausgehenden Ortsabwesenheiten nicht mitgeteilt, obwohl er wusste, bzw.
hÃ¤tte erkennen kÃ¶nnen, dass er fÃ¼r Zeiten der unerlaubten Ortsabwesenheit
keinen SGB II-Leistungsanspruch hatte. 

Im Ã�brigen ist die GenehmigungsfÃ¤higkeit nach dem Wortlaut des Gesetzes ohne
Bedeutung; der Leistungsanspruch entfÃ¤llt, wenn eine Genehmigung nicht
eingeholt wurde, unabhÃ¤ngig davon, ob sie auf einen entsprechenden Antrag hin
erteilt worden wÃ¤re. Soweit in der Rechtsprechung Ausnahmen hiervon anerkannt
worden sind, sind diese nur unter strengen Voraussetzungen angenommen worden,
z. B. wenn wegen Unaufschiebbarkeit der Ortsabwesenheit die Bescheidung eines
kurzfristig gestellten Genehmigungsantrags nicht abgewartet werden kann (so LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 9. April 2021, L 12 AS 1677/19, juris RN 35). 

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt auch nicht zu dem Personenkreis, fÃ¼r den in der
Rechtsprechung anerkannt ist, dass er trotz des Wortlauts keine vorherige
Zustimmung benÃ¶tigt. Das sind solche Personen, von denen keine
EingliederungsbemÃ¼hungen erwartet werden: Alle SozialgeldempfÃ¤nger (d.h.
nicht erwerbsfÃ¤hige Personen), ebenso diejenigen Leistungsberechtigten nach
dem SGB II, die nur aufgrund der Bedarfsanteilsmethode Leistungen erhalten (LSG
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 22. April 2021, L 32 AS 588/16, juris; BSG, Urteil
vom 7. November 2006, B 7b AS 8/06 R, juris), und Personen, die sich auf die
Unzumutbarkeit einer Eingliederung in Arbeit berufen kÃ¶nnen (Â§ 10 Abs. 1 Nr. 3
bis 5 SGB II). Zu Letzteren gehÃ¶ren u.a. SchÃ¼ler und Auszubildende, die der
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allgemeinen Schul- bzw. Berufsschulpflicht unterliegen und denen deshalb eine
Eingliederung in Arbeit unzumutbar ist (Â§ 10 Abs. 1 Nr. 5 SGB II) oder
alleinerziehende Eltern von Kleinkindern unter drei Jahren (LSG Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 15. August 2013, L 34 AS 1030/11, juris) oder Personen, die AngehÃ¶rige
pflegen. Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt zu keiner dieser Personengruppen. Insbesondere
ergibt sich allein aus dem Umstand, dass er gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen
nach einem Unfall geltend macht und zeitweise
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen vorgelegt hat, nicht, dass man von ihm keine
EingliederungsbemÃ¼hungen erwarten durfte. 

Der Senat kann â�� mangels vorliegender Belege zu Art und Schwere der
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum â��
nicht feststellen, dass der KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich zu jeder Arbeit kÃ¶rperlich,
geistig oder seelisch nicht in der Lage war (Â§ 10 Abs. Nr. 1 SGB II). Auch ein
fortgeschrittenes Alter einer Person als solches bedingt keine Nichteignung. Die
altersbedingten Lockerungen des Â§ 65 Abs. 4 SGB II greifen in seinem Fall nicht,
weil er am 1. Januar 2008 das 58. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. 

Das Vorbringen des KlÃ¤gers, der Beklagte habe ihn durch die Ablehnung seiner
LeistungsantrÃ¤ge von seinem Wohnort vertrieben, denn er habe ohne SGB II-
Leistungen eine RÃ¼ckkehr an seinen Wohnort nicht finanzieren kÃ¶nnen, weshalb
ihm eine RÃ¼ckkehr nach W. nicht zumutbar gewesen sei, stellt fÃ¼r den hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum von September 2015 bis Februar 2016 keinen
Grund fÃ¼r einen andauernden Aufenthalt auÃ�erhalb des zeit- und ortsnahen
Bereichs dar. Denn ihm standen ab Juli 2015 durch die Anweisung der im
einstweiligen Rechtsschutz erstrittenen Regelbedarfsleistungen hinreichende
Geldmittel â�� auch fÃ¼r eine RÃ¼ckkehr an den Wohnort â�� zur VerfÃ¼gung.
Die RÃ¼ckkehr war nach Auffassung des Senats auch zumutbar. Daher ist der
Entschluss des KlÃ¤gers, auch Ã¼ber den Monat Juli 2015 hinaus in Bayern zu
bleiben und (vorerst) nicht nach W. zurÃ¼ckzukehren, seine autonome
Entscheidung, die von ihm zu verantworten ist und nicht dem Beklagten zugrechnet
werden kann.

Der KlÃ¤ger kann sich nicht darauf berufen, dass die Regelung in Â§ 7 Abs. 4a SGB
II a.F. auf ihn keine Anwendung finde, da der Beklagte seiner Leistungspflicht nicht
genÃ¼gt habe. Zum einen handelt es sich bei der Pflicht zur Erreichbarkeit sowie
dem Erfordernis der Zustimmung des Jobcenters zur Ortsabwesenheit nicht um
Rechtspflichten oder Obliegenheiten aus dem SozialrechtsverhÃ¤ltnis zwischen dem
KlÃ¤ger und dem Beklagten, sondern um eine Leistungsvoraussetzung (vgl. BSG,
Urteil vom 15. Juni 2016, a.a.O., RN 26). Zum anderen sind dem KlÃ¤ger ab Juli
2015 und nahtlos anschlieÃ�end im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum monatliche
Regelbedarfsleistungen vom Beklagten (vorlÃ¤ufig) ausgezahlt worden. Daher ist er
ein erwerbsfÃ¤higer Leistungsberechtigter iSv Â§ 7 Abs. 4a SGB II a.F.

Danach steht auch fÃ¼r den Senat fest, dass sich der KlÃ¤ger im hier
maÃ�geblichen Zeitraum von September 2015 bis Februar 2016 Ã¼berwiegend
nicht in W. aufgehalten hat und fÃ¼r den Beklagten nicht iSv Â§ 7 Abs. 4a SGB II
a.F. und der EAO erreichbar war. Der Vortrag des KlÃ¤gers im Verlauf des

                            15 / 16

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/10.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2034%20AS%201030/11
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/10.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/65.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%2045/15%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html


 

Berufungsverfahren ist nicht geeignet, begrÃ¼ndete Zweifel an einer fehlenden
Erreichbarkeit hervorzurufen.

Er hatte daher keinen Anspruch gegen den Beklagten auf Regelbedarfsleistungen
nach dem SGB II. Die Berufung war zurÃ¼ckzuweisen. Wegen der ihm vorlÃ¤ufig
gezahlten Leistungen hat der Beklagte einen Erstattungsanspruch gegen den
KlÃ¤ger.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ausgang des
Verfahrens.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 15.04.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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